Kapitel 10: Poolvertrag

S I C H E R H E I T E N – P O O L V E R T R A G

Zwischen

1. Bank A

- nachstehend auch „Poolführerin“ genannt –

2. Bank B

3. Bank C

- nachstehend insgesamt „Banken“ oder „Poolbanken“ und jede von ihnen

„Bank“ oder „Poolbank“ genannt –

als Gesellschaft bürgerlichen Rechts

und der Firma:

- nachstehend „Firma“ genannt -

wird folgende Vereinbarung getroffen:

§ 1 Kreditlinien

(1) Die Banken stehen mit der Firma in Geschäftsverbindung und haben ihr bei Abschluss

dieses Vertrages die nachstehend aufgeführten Kreditlinien eingeräumt.

Bank A

(a) [Kreditart] [Betrag] EUR / Währung

(b) [Kreditart] [Betrag] EUR / Währung

Bank B

(a) [Kreditart] [Betrag] EUR / Währung

(b) [Kreditart] [Betrag] EUR / Währung

Bank C

(a) [Kreditart] [Betrag] EUR / Rahmen

(b) [Kreditart] [Betrag] EUR / Währung

(2) Soweit die Kreditvereinbarungen dies vorsehen, können die vorstehend in Absatz (1) aufgeführten Kredite auch als Aval-, Diskont-, Akzept- und Eurokredit sowie für Finanztermingeschäfte in Anspruch genommen werden. Eine Inanspruchnahme der in Absatz (1) genannten Kredite durch Eurokredit kann auch – entsprechend den jeweils getroffenen vertraglichen Absprachen - bei den nachstehend aufgeführten ausländischen Tochtergesellschaften der Bank erfolgen.

Tochterinstitut Bank A...

Tochterinstitut Bank B...

Tochterinstitut Bank C...

Die zwischen den Banken hinsichtlich der Poolsicherheiten getroffenen Vereinbarungen gelten für die Kreditaufnahmen bei ausländischen Tochtergesellschaften mit der Maßgabe, dass deren Rechte und Pflichten von der jeweiligen Bank treuhänderisch wahrgenommen werden.

(3) Die Firma kann über die Kreditlinien selbständig verfügen. Jeder Bank stehen die Forderungen aus den von ihr zugesagten Krediten allein und unmittelbar zu.

(4) Die Banken verpflichten sich untereinander, die unter vorstehender Ziffer 1 aufgeführten Kredite für die Dauer dieses Sicherheiten-Poolvertrages aufrecht zu erhalten und Reduzierungen oder Streichungen nur im gegenseitigen Einvernehmen vorzunehmen. Dies gilt nicht für außerhalb des Pools gewährte Kredite. Vor einer beabsichtigten Kündigung solcher Kredite sind jedoch die anderen Poolbanken zu informieren. Zugleich ist ihnen Gelegenheit zu geben, diese Kredite abzulösen.

§ 2 Sicherheiten

(1) Eigensicherheiten

(a) Die Firma hat folgenden Banken nachstehende nicht-akzessorische Sicherheiten bestellt:

Bank A

Sicherheit aa) …

Sicherheit bb) …

Sicherheit cc) …

Bank B

Sicherheit aa) …

Sicherheit bb) …

Sicherheit cc) …

Bank C

Sicherheit aa) …

Sicherheit bb) …

Sicherheit cc) …

(b) Die Firma wird den / folgenden Banken [wenn die Sicherheiten nicht allen Poolbanken sondern nur den „folgenden Banken“ gestellt werden, müssen die sicherheitennehmenden Banken entsprechend vorstehender Ziffer (1) (a) konkret aufgeführt werden] unverzüglich die nachstehend aufgeführten nicht-akzessorischen Sicherheiten bestellen:

(aa) …

(bb) …

(cc) …

(c) Zugunsten der Poolführerin sowie jeder einzelnen Bank wird die Firma unverzüglich gleichzeitig und gleichrangig nachstehende akzessorische Sicherheiten bestellen:

Sicherheit aa): …

Sicherheit bb): …

(2) Drittsicherheiten

(a) Der/Die nachstehend genannte/n Drittsicherungsgeber hat/haben folgenden Banken nachstehende nicht-akzessorische Sicherheiten bestellt bzw. wird/werden die nachstehend aufgeführten Sicherheiten unverzüglich bestellen:

Drittsicherungsgeber:

Sicherheit aa): …

Bank: …

Sicherheit bb): …

Bank: …

Drittsicherungsgeber:

Sicherheit aa): …

Bank: …

Sicherheit bb): …

Bank: …

(b) Der /Die nachstehend genannte/n Drittsicherungsgeber wird/werden zugunsten der Poolführerin sowie jeder einzelnen Bank unverzüglich gleichzeitig und gleichrangig nachstehende akzessorische Sicherheiten bestellen:

Drittsicherungsgeber:

Sicherheit aa) : …

Drittsicherungsgeber:

Sicherheit bb): …

(3) Erhält eine Bank von der Firma künftig für eine der in § 1 (1) und (2) aufgeführten Kredite weitere Sicherheiten, so sind diese mit ihrer Bestellung in diesen Sicherheiten-Poolvertrag einbezogen.

(4) Gewährt eine Bank der Firma zusätzliche Kredite und erhält sie von ihr hierfür weitere Sicherheiten, so sind diese mit ihrer Bestellung in diesen Sicherheiten-Poolvertrag einbezogen. Ein Verwertungserlös dient vorrangig zur Rückführung dieser zusätzlichen Kredite.

(5) Die Firma verpflichtet sich, Dritten erst nach Ablauf von 30 Tagen nach Unterrichtung der Banken Sicherheiten zu stellen. Dies gilt nicht für branchenübliche verlängerte Eigentumsvorbehalte von Lieferanten und die aufgrund Allgemeiner Geschäftsbedingungen der Kreditinstitute bestellten Pfand- und Sicherungsrechte.

§ 3 Abtretung von Guthaben

Die Firma tritt hiermit ihre Ansprüche auf und aus Gutschriften gegen jede Poolbank sicherungshalber an die Poolführerin ab, wenn es sich um Gutschriften auf Forderungen handelt, die der Poolführerin aufgrund des in § 2 aufgeführten Globalzessionsvertrages abgetreten waren. Die hiermit vereinbarte Sicherungsabtretung geht den zugunsten der jeweiligen kontoführenden Poolbank aufgrund der Allgemeinen Geschäftsbedingungen bestellten Pfand- und Sicherungsrechte vor.

Die Poolbanken sind befugt, die Kreditnehmer bis zum Verwertungsfall nach § 8 mit befreiender Wirkung über die Gutschriften verfügen zu lassen. Der jederzeit zulässige Widerruf ist von der Poolführerin an die jeweils kontoführende Poolbank zu richten.

§ 4 Sicherungszweck

(1) Die in diesen Sicherheiten-Poolvertrag einbezogenen nicht-akzessorischen Sicherheiten der Firma dienen:

(a) vorrangig zur Sicherung aller bestehenden, künftigen und bedingten Ansprüche, die den Banken mit ihren sämtlichen in- und ausländischen Geschäftsstellen und ihren in § 1 aufgeführten ausländischen Tochtergesellschaften aus der Gewährung von Krediten gemäß § 1 Absatz (1) und (2) dieses Vertrages gegen die Firma zustehen,

(b) nachrangig zur Sicherung aller bestehenden, künftigen und bedingten Ansprüche, die den Banken mit ihren sämtlichen in- und ausländischen Geschäftsstellen aus der jeweiligen bankmäßigen Geschäftsverbindung gegen die Firma zustehen.

(2) Hat die Firma die Haftung für Verbindlichkeiten eines anderen Kunden der jeweiligen Bank übernommen (z. B. als Bürge), so sichert die jeweilige Sicherheit die aus der Haftungsübernahme folgende Schuld erst ab deren Fälligkeit, und nur, wenn die Firma zugleich der Sicherungsgeber ist.

(3) Die in diesen Sicherheiten-Poolvertrag einbezogenen nicht-akzessorischen Sicherheiten der Drittsicherungsgeber dienen zur Sicherung der Ansprüche, die den Banken mit ihren sämtlichen in- und ausländischen Geschäftsstellen und den in § 1 genannten ausländischen Tochtergesellschaften aus der Gewährung von Krediten gemäß § 1 Absatz (1) und (2) gegen die Firma zustehen und zwar auch dann, wenn die vereinbarte Kreditlaufzeit verlängert wird.

(4) Die in den einzelnen Sicherungsvereinbarungen der nicht-akzessorischen Sicherheiten enthaltenen Abreden über den Sicherungszweck werden für die Dauer dieses Sicherheiten-Poolvertrages durch die vorstehenden Regelungen abgeändert und ergänzt.

(5) Bei den akzessorischen Sicherheiten bleibt es bei dem jeweils vereinbarten Sicherungszweck.

§ 5 Rückübertragung/Sicherheitenfreigabe

(1) Nach Befriedigung aller gemäß § 4 gesicherten Ansprüche haben die Banken die in diesen Sicherheiten-Poolvertrag einbezogenen Sicherheiten, soweit sie von ihnen nicht in Anspruch genommen worden sind, an die Firma oder den jeweiligen Drittsicherungsgeber zurückzuübertragen. Dies gilt nicht, wenn die Banken verpflichtet sind, Sicherheiten oder einen etwaigen Übererlös an einen Dritten (z. B. einen Bürgen, der eine oder mehrere Banken befriedigt hat) zu übertragen.

(2) Die Banken sind auf Verlangen schon vorher verpflichtet, Poolsicherheiten nach ihrer Wahl ganz oder teilweise freizugeben, wenn und soweit der realisierbare Wert der Poolsicherheiten 110 % der nach § 4 gesicherten Ansprüche nicht nur vorübergehend übersteigt. Der realisierbare Wert der Sicherheiten wird nach den Regelungen der einzelnen Sicherungsvereinbarungen bestimmt oder ergibt sich, falls hierüber keine ausdrückliche Vereinbarung getroffen worden ist, aus der Art der jeweiligen Sicherheit.

(3) Die in den einzelnen Sicherungsvereinbarungen enthaltenen Abreden über Deckungsgrenzen und Freigabeverpflichtungen werden für die Dauer dieses Sicherheiten-Poolvertrages durch die vorstehenden Regelungen abgeändert und ergänzt.

§ 6 Treuhandverhältnis/Sicherheitenverwaltung

(1) Die Poolführerin verwaltet die in diesen Vertrag einbezogenen und von ihr gehaltenen Sicherheiten im Auftrag der Firma zugleich treuhänderisch für die übrigen Banken. Die in § 2 Absatz (1) lit. (c) und Absatz (2) lit.(b) als Poolsicherheit genannten akzessorischen Rechte (Pfandrechte, Bürgschaften) verwaltet und verwertet die Poolführerin auch namens und im Auftrag der übrigen Banken.

(2) Die Poolführerin wird den anderen Banken auf Anforderung Kopien der Verträge der von ihr gehaltenen Sicherheiten zur eigenverantwortlichen Prüfung zusenden. Etwaige Einwendungen werden die anderen Banken unverzüglich gegenüber der Poolführerin geltend machen, so dass eine einvernehmliche Regelung unter den Banken herbeigeführt werden kann.

(3) Die Banken bevollmächtigen die Poolführerin, alle für die Bestellung, Verwaltung und Verwertung der Sicherheiten notwendigen Erklärungen auch in ihrem Namen abzugeben und entgegenzunehmen sowie alle erforderlichen oder zweckmäßigen Handlungen vorzunehmen.

(4) Die ganze oder teilweise Freigabe von Sicherheiten bedarf der Zustimmung aller Banken. Im Rahmen einer Freigabeverpflichtung gemäß § 5 Absatz (2) ist diese Zustimmung nur für die Auswahl der freizugebenden Sicherheiten erforderlich.

(5) Die Poolführerin wird die Sicherheitenverwaltung nur mit Zustimmung der anderen Banken auf einen anderen Treuhänder übertragen.

(6) Soweit Sicherheiten von einer anderen Bank als der Poolführerin gehalten werden, gelten die vorstehenden Regelungen entsprechend. Daneben ist die Poolführerin berechtigt, aber nicht verpflichtet, alle sich aus den Sicherungsverträgen ergebenden Kontroll- und Verwaltungsrechte im eigenen Namen auszuüben.

§ 7 Gesellschafterwechsel bei der Gesellschaft bürgerlichen Rechts

(1) Die Banken stimmen hiermit einem Gesellschafterwechsel bei der zwischen ihnen bestehenden Gesellschaft bürgerlichen Rechts auf Grund der Übertragung der in diesem Sicherheiten-Poolvertrag einbezogenen Forderungen einer Bank auf einen Dritten zu. Eine Bank, die ihre in diesen Sicherheiten-Poolvertrag einbezogenen Forderungen auf einen Dritten übertragen will, wird dies den anderen Banken schriftlich mitteilen und dabei die Person des Dritten benennen. Jeder Bank steht nach Maßgabe des folgenden Absatzes gegen den von der übertragenden Bank benannten Dritten ein fristgebundenes Widerspruchsrecht aus wichtigem Grund zu.

(2) Eine widersprechende Bank muss ihren Widerspruch gegen die Person des Dritten innerhalb einer Frist von 15 Tagen nach Zugang der in dem vorstehenden Absatz genannten Mitteilung gegenüber der übertragenden Bank schriftlich erheben und begründen. Für die Einhaltung der Frist ist der Zugang des Widerspruchs mit Begründung bei der übertragenden Bank entscheidend. Die widersprechende Bank wird den übrigen Banken unverzüglich eine Kopie ihres Widerspruchs zur Verfügung stellen.

(3) Die Befugnis einer Bank zur Übertragung ihrer in den Poolvertrag einbezogenen Forderungen auf einen Dritten im Verhältnis zur Firma wird von den vorstehenden Regelungen nicht berührt.

§ 8 Verwertung

(1) Die Poolführerin wird die in § 2 und § 3 genannten Sicherheiten im eigenen Namen, jedoch für Rechnung der Banken und der Tochtergesellschaften, verwerten. Soweit Sicherheiten nicht von der Poolführerin gehalten werden, sind diese in Abstimmung mit der Poolführerin von der jeweils haltenden Bank für Rechnung der Banken zu verwerten.

(2) Über die Frage, ob und wann Sicherheiten verwertet werden, entscheiden die Banken untereinander einvernehmlich. In eiligen Fällen entscheidet die Poolführerin hierüber allein nach eigenem pflichtgemäßen Ermessen; in diesem Fall wird die Poolführerin die anderen Banken über die getroffenen Maßnahmen unverzüglich unterrichten.

(3) Die Poolführerin und die Banken werden die in den einzelnen Sicherungsverträgen enthaltenen Verwertungsvoraussetzungen beachten.

§ 9 Saldenausgleich

(1) Die Firma wird die Banken nach Möglichkeit im Verhältnis der in § 1 (1) genannten Kreditlinien gleichmäßig in Anspruch nehmen.

(2) Die Banken verpflichten sich in unwiderruflichem Auftrag der Firma und auch untereinander für den Verwertungsfall gemäß § 7 und ferner jederzeit auf Verlangen einer Bank ihre die Kreditlinien gemäß § 1 (1) nicht übersteigenden Kreditforderungen durch entsprechende Überträge auf einen solchen Stand zu bringen, dass für sämtliche Banken eine Kreditinanspruchnahme nach dem Verhältnis der genannten Kreditlinien entsteht. Die einzelnen Banken haben dabei eventuelle Guthaben auf nicht zweckgebundenen Konten zunächst mit ihren Kreditforderungen zu verrechnen, die sich im Rahmen der in § 1 (1) genannten Kreditlinien bewegen.

(3) Belastungen aus aufzunehmenden Lastschrift- und Scheckrückgaben und Ansprüche aus Finanztermingeschäften bei Fälligkeit werden im Rahmen des Saldenausgleichs den berücksichtigungsfähigen Forderungen zugeschlagen. Dies gilt nicht, wenn und soweit hierdurch die in § 1 (1) aufgeführte Barkreditlinien überschritten werden. Wechseldiskonte werden bei dem Saldenausgleich erst berücksichtigt, wenn ein Ausfall feststeht; Akkreditive und Avale, soweit unter ihnen die geschuldete Zahlung geleistet worden ist.

(4) Stichtag für den Saldenausgleich ist das Zustandekommen eines Beschlusses über die Einleitung von Verwertungsmaßnahmen gemäß § 8 (2) Satz 1 bzw. in Eilfällen der früheste Zugang der Mitteilung der Poolführerin über die Einleitung von Verwertungsmaßnahmen gemäß § 8 (2) Satz 2 bei einer der anderen Banken. Wird der Saldenausgleich auf Verlangen einer Bank durchgeführt, ist maßgeblicher Stichtag der Zugang eines entsprechenden Schreibens bei der Poolführerin.

(5) Wenn sich nach Durchführung eines Saldenausgleichs dessen Berechnungsgrundlagen ändern (z. B. durch Verrechnung von Guthaben oder Zahlungen aus Avalen) sind die Salden erneut zu jedem Halbjahresende auszugleichen.

(6) Soweit ein Saldenausgleich aus Rechtsgründen nicht mit Wirkung gegenüber der Firma oder Dritten vorgenommen werden kann, sind die Banken im lnnenverhältnis zur Herbeiführung eines entsprechenden Ergebnisses verpflichtet.

§ 10 Erlösverteilung

(1) Der Erlös aus der Verwertung der Sicherheiten ist – im Rahmen ihrer jeweiligen Sicherungszwecke gemäß § 4 diese Vertrages - nach folgender Rangordnung zu verwenden:

a) zur Begleichung der Kosten, etwaiger Steuern und sonstiger Aufwendungen, welche durch die Verwaltung und Verwertung der Sicherheiten entstehen, sowie des Entgelts der Poolführerin (§ 11),

b) zur Tilgung der Forderungen der Banken aus ihren Kreditgewährungen gemäß § 1 Abs. (1) und zwar gleichrangig im Verhältnis der Kreditinanspruchnahmen nach Saldenausgleich gemäß § 9, wobei nur diejenigen Forderungen der Berechnung des Verteilungsschlüssels zugrunde zu legen sind, welche die in § 1 Abs. (1) genannten Kreditlinien nicht überschreiten;

c) zur Tilgung der Forderungen der Banken, deren Kreditlinie gemäß § 1 (1) überschritten ist, und zwar gleichrangig im Verhältnis der Überschreitungen;

d) zur Tilgung der Forderungen der Banken aus zusätzlichen Krediten, und zwar gleichrangig im Verhältnis der Inanspruchnahme der zusätzlichen Kredite, soweit sie nicht aus den Verwertungserlösen der für sie gesondert bestellten Sicherheiten (§ 2 (4) zurückgeführt sind;

e) zur Erfüllung der sonstigen Ansprüche der Banken aus der bankmäßigen Geschäftsverbindung, und zwar gleichrangig im Verhältnis der sonstigen Ansprüche.

(2) Diskontkredite gelten erst als in Anspruch genommen, wenn ein Ausfall feststeht; Avale, Akzeptkredite, Akkreditive, soweit unter ihnen die geschuldete Zahlung geleistet worden ist und die Ausnutzung von Krediten durch Ansprüche aus Finanztermingeschäften, soweit sie fällig sind.

(3) Steht die Höhe der zu berücksichtigenden Forderungen im Zeitpunkt der Erlösverteilung noch nicht fest, bleiben sie zunächst bei der Ermittlung des Beteiligungsverhältnisses am Verwertungserlös unberücksichtigt. Erst wenn diese Beträge endgültig feststehen, erfolgt eine abschließende Berechnung des Beteiligungsverhältnisses. Die sich hieraus oder aus gemäß § 9 (5) durchgeführten weiteren Saldenausgleichungen eventuell ergebenden Veränderungen des auf die einzelnen Vertragsparteien entfallenden Erlöses sind – auch soweit bereits Zahlungen erfolgt sind – untereinander auszugleichen.

(4) Die Banken sind untereinander berechtigt, den vorgenannten Verteilungsschlüssel jederzeit zu ändern.

(5) Ein etwaiger, nicht mehr benötigter Erlös ist an die Firma oder den jeweiligen Drittsicherungsgeber abzuführen, es sei denn, die Banken sind verpflichtet, diesen Erlös an einen Dritten, der eine oder mehrere Banken befriedigt hat (z. B. einen Bürgen), zu übertragen.

§ 11 Kosten, Steuern, Vergütung

(1) Die Firma verpflichtet sich gegenüber der Poolführerin bzw. jeder eine Sicherheit haltenden Bank, sämtliche Kosten und Steuern, die aus diesem Sicherheiten-Sicherheiten-Poolvertrag, insbesondere im Zusammenhang mit der Verwaltung sowie der etwaigen Verwertung der Sicherheiten, entstehen, sowie steuerliche Haftungsansprüche (zum Beispiel aus § 13c UstG), die gegen sie geltend gemacht werden, zu übernehmen.

(2) Soweit die vorstehend in Abs. 1 aufgeführten Kosten und Steuerverbindlichkeiten von der Firma nicht bezahlt werden, tragen sie die Banken im Verhältnis ihrer in § 1 (1) genannten Kreditlinien auch über die Beendigung dieses Vertrages hinaus.

(3) Daneben hat die Poolführerin gegenüber der Firma für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben gegenüber den Poolbanken aus diesem Vertrag Anspruch auf ein Entgelt in Höhe von EUR ... zuzüglich gesetzlich anfallender Umsatzsteuer. Diese Vergütung ist bei Abschluss dieses Vertrages fällig.

§ 12 Unterrichtung

(1) Die Poolführerin wird die anderen Banken nach pflichtgemäßem Ermessen über den Stand der Abwicklung unterrichten. Die Banken werden ihr die hierfür erforderlichen Informationen zur Verfügung stellen.

(2) Die Banken werden sich gegenseitig darüber unterrichten, wenn Tatsachen bekannt werden, die eine Rückführung der in § 1 genannten Kredite nachhaltig gefährden könnten.

(3) Jede Bank ist auf Verlangen der anderen Banken verpflichtet, den anderen Banken Auskunft über ihre Forderungen gegen die Firma und die Sicherheiten zu geben, soweit sie diesen Vertrag und seine Abwicklung betreffen.

(4) Die Firma und die Drittsicherungsgeber befreien insoweit die Banken vom Bankgeheimnis.

§ 13 Befristung und Kündigung

(1) Dieser Sicherheiten-Poolvertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.

(2) Jede Bank ist berechtigt, den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalendervierteljahres – jedoch frühestens zum ........................ – zu kündigen, wobei für die Einhaltung der Frist der Zugang des Kündigungsschreibens bei der Poolführerin maßgebend ist. Kündigt die Poolführerin, so ist für die Einhaltung der Frist der früheste Zugang des Kündigungsschreibens bei einer der anderen Banken maßgeblich. Mit dem Wirksamwerden der Kündigung scheidet die betreffende Bank aus dem Sicherheiten-Poolvertrag aus. Dieser wird unter den übrigen Banken fortgesetzt.

(3) Im Falle einer Kündigung nach Abs. 2 bleibt die Aufteilung der Sicherheiten besonderen Absprachen unter den Banken vorbehalten. Die Firma und jeder Drittsicherungsgeber sind verpflichtet, bei einer Sicherheitenübertragung mitzuwirken, soweit dies rechtlich erforderlich ist. Auf Verlangen auch nur einer der Banken ist zum Zeitpunkt des Ausscheidens der kündigenden Bank unter deren Beteiligung ein Saldenausgleich entsprechend der Regelung in § 9 durchzuführen.

(4) Die Firma kann diesen Vertrag erst kündigen, wenn sämtliche Verpflichtungen aus den in § 1 genannten Krediten erfüllt sind.

§ 14 Erfüllungsort, Gerichtsstand und anzuwendendes Recht

(1) Als Erfüllungsort und Gerichtsstand für alle aus diesem Vertrag erwachsenden Verpflichtungen wird....................................... vereinbart.

(2) Dieser Sicherheiten-Poolvertrag unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland.

§ 15 Salvatorische Klausel

Sollte eine der vorstehenden Regelungen ganz oder teilweise unwirksam oder nicht durchführbar sein, bleibt die vorstehende Vereinbarung im Übrigen davon unberührt.

Ort / Datum Unterschriften Banken / Firma

Einwilligungserklärung der Drittsicherungsgeber:

Wir ... (Drittsicherungsgeber) übernehmen hiermit sämtliche uns betreffende Verpflichtungen dieses Vertrages, insbesondere gemäß den Regelungen in §§ 2, 3 (Sicherheitenbestellung), § 4 (Sicherungszweck), § 5 (Sicherheitenfreigabe), § 9 (Saldenausgleich), § 10 (Erlösverteilung), § 11 (Kosten, Steuern, Vergütung) und § 12 (Unterrichtung).

Dem Vertrag im Übrigen stimmen wir zu.

Name(n) und Unterschrift(en) der/des Drittsicherungsgeber(s)


Die im Rahmen dieses Mustertextes zur Verfügung gestellten Informationen können naturgemäß weder allumfassend noch auf die speziellen Bedürfnisse eines bestimmten Einzelfalls zugeschnitten sein. Diese Informationen stellen keine anwaltliche Beratung und keine andere Form rechtsverbindlicher Auskünfte dar. Die rechtliche Weiterentwicklung kann eine Neubewertung der hier dargestellten Informationen erforderlich machen. 


Obwohl wir diesen Mustertext mit größter Sorgfalt vorbereitet haben, übernehmen wir keine Gewährleistung oder Garantie für Richtigkeit oder Vollständigkeit der Inhalte dieses Mustertextes. Soweit gesetzlich zulässig, übernehmen wir keine Haftung für ein Tun oder Unterlassen, das Sie allein auf Informationen aus diesem Mustertext gestützt haben. Dies gilt auch dann, wenn diese Informationen ungenau oder unrichtig gewesen sein sollten.
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